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LIEBE LESER

eine Arbeitsgruppe der nationalrätlichen Geschäftsprüfungskommission (GPK) hat
sich mit der Schweizerischen Radio- und Fernsehgesellschaft (SRG) befasst und
einen Bericht vorgelegt. Dieser hat traurige Berühmtheit erlangt, indem er durch
Indiskretionen vorzeitig an die Öffentlichkeit gelangte. Doch nicht nur dieses
vielfach als Skandal bewerteten Zwischenfalls wegen verdient der Bericht Beachtung,
sondern entschieden mehr noch wegen gewisser der darin enthaltenen Empfehlungen.

Kernstück - und richtigerweise auch Stein des Anstosses - bildet die Forderung

nach verstärkter Bundesaufsicht über das Finanzgebaren der SRG, die im
Verlangen nach einer umfassenden Zweckmässigkeitskontrolle gipfelt. Zwar versichert
die Arbeitsgruppe, dass sie eine Kontrolltätigkeit im Programmbereich durch den
Bund ablehnt. Um mehr als eine der Beruhigung dienende, leere Äusserung handelt

es sich dabei allerdings nicht. Denn wer die zweckmässige Verwendung der
SRG-Gelder kontrolliert, überwacht automatisch auch die Programme. Eine mündliche

Erklärung des Präsidenten der Arbeitsgruppe bestätigt dies übrigens
drastisch: Es könne schon gelegentlich geschehen, dass der Bund die hohen Aufwendungen

für gewisse Unterhaltungssendungen oder Sportübertragungen für zu
aufwendig und somit unzweckmässig empfinden könnte.
Man wird sich schon Rechenschaft darüber geben müssen, auf welchem Flintergrund

der Bericht über die SRG zustande kam. Die umstrittene Gebührenerhöhung
der SRG, die überhebliche Reaktion des Generaldirektors Stelio Molo auf die
bundesrätliche Kritik an der mangelnden Transparenz und Öffentlichkeitsarbeit der
SRG und nicht zuletzt die andauernde Ineffizienz der Trägerschaftsorgane sowie
einige umstrittene Sendungen vor allem des Fernsehens haben das Parlament
hellhörig gemacht. Man wollte die selbstherrliche SRG wieder in den Griff bekommen.
Genau in diese Richtung zielen die Empfehlungen der Arbeitsgruppe. Sie hat dabei
wenig bedacht, dass staatlich kontrollierte Medien nicht im Interesse des Volkes
liegen, hat wenig Gedanken auf die schlechten Erfahrungen verschwendet, die man
in Frankreich und Österreich mit staatlich kontrolliertem Rundfunk gemacht hat
und noch macht. In der Schweiz könnte ein unter dem Programmeinfluss des Bundes

stehendes Radio oder Fernsehen eine seiner wesentlichen Funktionen nicht
mehr wahrnehmen: die Kontrolle über die Arbeit von Parlament und Regierung, die
umso bedeutungsvoller ist, als es keine wirksame politische Opposition gibt.
Die Forderung der GPK-Arbeitsgruppe nach einer verstärkten Bundesaufsicht und
nach einer Zweckmässigkeitskontrolle über die Verwendung der SRG-Gelder ist ein
Schritt auf dem Weg zur Verstaatlichung von Radio und Fernsehen und aus diesem
Grunde kategorisch abzulehnen. Es wird dies umso leichter geschehen können, als
die Schlussfolgerungen des Berichtes keineswegs zwingend sind. Wer einer
Gesellschaft einerseits sinnvolles und wirtschaftliches Finanzgebaren attestiert, wie
das die Arbeitsgruppe tut, andererseits aber deren Unterstellung unter eine
verstärkte Aufsicht empfiehlt, setzt sich ins Zwielicht. Und doppeldeutig ist der GPK-
Bericht in der Tat: Er macht aus einem personellen Problem, der verständlichen
Unzufriedenheit mit der SRG-Spitze, ein strukturelles. Das ist zumindest unehrlich.
Den zuständigen Leuten bei der SRG mag es dennoch Anlass sein, Ordnung in ihr
undurchdringliches Verwaltungsgestrüpp zu bringen und endlich für so viel
Transparenz zu sorgen, dass zukünftig keine Gelüste nach einem staatlichen Fernsehen
und Radio mehr aufkommen. Denn ganz unschuldig an der gegenwärtigen
Situation sind die Verantwortlichen der SRG leider keineswegs.

Mit freundlichen Grüssen
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